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Verordnung
zur Übermittlung von Meldedaten in Berlin

Vom 28. September 2017

§ 22	� Regelmäßige Datenübermittlungen an die öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaften

Abschnitt 3 – Automatisierte Abrufe
Unterabschnitt 1 – Allgemeines
§ 23	 Allgemeines
§ 24	 Form und Verfahren des Datenabrufs 

Unterabschnitt 2 – Automatisierte Abrufe durch öffentliche 
Stellen außerhalb des Landes Berlin und durch öffentliche  
Stellen des Bundes mit Sitz in Berlin
§ 25	 Automatisierte Abrufe über die zentrale Stelle
§ 26	 Erweiterter Datenabruf

Unterabschnitt 3 – Automatisierte Abrufe durch öffentliche 
Stellen des Landes Berlin und durch die öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften
§ 27	 Abschluss einer Vereinbarung
§ 28	 Länderübergreifende automatisierte Abrufe
§ 29	� Datenabrufe durch das Amt für Statistik Berlin-Branden-

burg
§ 30	 Datenabrufe durch die Bezirksämter von Berlin
§ 31	 Datenabrufe durch die Berliner Feuerwehr
§ 32	 Datenabrufe durch den Polizeipräsidenten in Berlin
§ 33	 �Datenabrufe durch die Pass- und Personalausweisbehörden 

in Berlin
§ 34	� Datenabrufe durch die Kraftfahrzeugzulassungsbehörde 

in Berlin 
§ 35	� Datenabrufe durch die für Verkehrsordnungswidrigkeiten 

zuständige Behörde in Berlin
§ 36	 Datenabrufe durch die Fahrerlaubnisbehörde in Berlin
§ 37	� Datenabrufe durch die Ausländerbehörde in Berlin und 

das Landesamt für Flüchtlingsangelegenheiten
§ 38	 Datenabrufe durch die Finanzämter von Berlin
§ 39	� Datenabrufe durch Gerichte, Staats- und Amtsanwalt-

schaften in Berlin
§ 40	� Datenabrufe durch die für Jugend und Familie zuständige 

Senatsverwaltung
§ 41	 Datenabrufe durch den Verfassungsschutz in Berlin
§ 42	 Datenabrufe durch die Enteignungsbehörde Berlin
§ 43	� Datenabrufe durch die für Justiz zuständige Senatsverwal-

tung
§ 44	 Datenabrufe durch das Standesamt I in Berlin
§ 45	� Datenabrufe zur Durchführung des Berliner Kinder-

schutzgesetzes
§ 46	 Datenabrufe durch die Berliner Forsten
§ 47	� Datenabrufe durch das Landesamt für Arbeitsschutz, 

Gesundheitsschutz und technische Sicherheit Berlin
§ 48	� Datenabrufe durch das Landesamt für Gesundheit und  

Soziales
§ 49	� Datenabrufe durch die für das Waffenrecht zuständige Be-

hörde

Auf Grund des § 6 Absatz 1 und des § 7 Absatz 1 des Berliner 
Ausführungsgesetzes zum Bundesmeldegesetz vom 7. Juli 2016 
(GVBl. S.  430) verordnet die Senatsverwaltung für Inneres und 
Sport nach Anhörung der Berliner Beauftragten für Datenschutz und 
Informationsfreiheit :

Inhaltsübersicht

Abschnitt 1 – Allgemeines
§ 1	 Regelungsbereich

Abschnitt 2 – Regelmäßige Datenübermittlungen
§ 2	 Grundsätze regelmäßiger Datenübermittlungen
§ 3	� Regelmäßige Datenübermittlungen an den Rundfunk Ber-

lin-Brandenburg
§ 4	 �Regelmäßige Datenübermittlungen zur Sicherung des 

gleichmäßigen Vollzugs des Berliner Zweitwohnung
steuergesetzes

§ 5	� Regelmäßige Datenübermittlungen zur Begrüßung von 
Zuziehenden sowie zur Ehrung von Alters-, Ehe- und 
Lebenspartnerschaftsjubiläen

§ 6	� Regelmäßige Datenübermittlungen zur Durchführung des 
Gesundheitsdienst-Gesetzes und des Infektionsschutz
gesetzes

§ 7	� Regelmäßige Datenübermittlungen zur Sicherung des 
Schulbesuchs

§ 8	� Regelmäßige Datenübermittlungen zur Durchführung 
vorschulischer Sprachförderung

§ 9	� Regelmäßige Datenübermittlungen an die Fahrerlaubnis-
behörde in Berlin

§ 10	� Regelmäßige Datenübermittlungen zur Durchführung von 
Aufgaben der Entschädigungsbehörde in Berlin

§ 11	� Regelmäßige Datenübermittlungen zur Durchführung von 
Aufgaben des Versorgungsamtes in Berlin

§ 12	� Regelmäßige Datenübermittlungen für die Wahl und die 
Führung der Listen von Schöffinnen und Schöffen

§ 13	� Regelmäßige Datenübermittlungen zur Durchführung 
polizeilicher Aufgaben

§ 14	� Regelmäßige Datenübermittlungen zur Durchführung von 
Aufgaben im Bereich Vormundschaftswesen 

§ 15	� Regelmäßige Datenübermittlungen zum Versand von pä
dagogischen Elterninformationen 

§ 16	� Regelmäßige Datenübermittlungen zur Betreuung der IT-
Fachverfahren der Berliner Jugendämter 

§ 17	� Regelmäßige Datenübermittlungen zur Durchführung des 
Mammographie-Screenings

§ 18	� Regelmäßige Datenübermittlungen nach dem Berliner 
Kinderschutzgesetz

§ 19	� Regelmäßige Datenübermittlungen im Zusammenhang 
mit allgemeinen Wahlen

§ 20	� Regelmäßige Datenübermittlungen zur Abwicklung von 
Transaktionen über das Service-Konto Berlin

§ 21	� Regelmäßige Datenübermittlungen an die für das Waffen-
recht zuständige Behörde
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§ 3 
Regelmäßige Datenübermittlungen an den Rundfunk  

Berlin-Brandenburg
(1) Die Meldebehörden dürfen dem Rundfunk Berlin-Branden-

burg oder der nach § 10 Absatz 7 des Rundfunkbeitragsstaatsver-
trages vom 15. bis 21. Dezember 2010 (GVBl. 2011 S. 211, 212) in 
der jeweils geltenden Fassung von diesem beauftragten Stelle zum 
Zwecke der Erhebung und des Einzugs der Rundfunkbeiträge nach 
§ 2 Absatz 1 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages bei Anmeldung, 
bei Abmeldung oder bei Tod folgende Daten volljähriger Einwohner 
übermitteln :
1.	 Familienname,
2.	 frühere Namen,
3.	 Vornamen,
4.	 Doktorgrad,
5.	 Geburtsdatum,
6.	 derzeitige und letzte frühere Anschriften, gekennzeichnet nach 

Haupt- und Nebenwohnung,
7.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
8.	 Familienstand,
9.	 Sterbedatum,
10.	Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundes-

meldegesetzes.
(2) Die übermittelten Daten dürfen nur verwendet werden, um 

Beginn und Ende der Rundfunkbeitragspflicht sowie die Landes-
rundfunkanstalt, der der Beitrag zusteht, zu ermitteln. Der Rundfunk 
Berlin-Brandenburg und die von diesem beauftragte Stelle haben 
durch organisatorische und technische Maßnahmen sicherzustellen, 
dass die Kenntnisnahme nur durch berechtigte Bedienstete zur Auf-
gabenerfüllung erfolgt und dass nicht mehr benötigte Daten unver-
züglich gelöscht werden. Nicht überprüfte Daten sind spätestens 
nach zwölf Monaten zu löschen.

(3) Datensätze zu Personen mit einer Auskunftssperre nach § 51 
des Bundesmeldegesetzes werden nicht übermittelt.

§ 4 
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Sicherung des  

gleichmäßigen Vollzugs des Berliner Zweitwohnungsteuergesetzes
(1) Die Meldebehörden dürfen dem zuständigen Finanzamt zur 

Sicherung des gleichmäßigen Vollzugs des Berliner Zweitwoh-
nungsteuergesetzes bei Einzug eines Einwohners, der sich mit 
Nebenwohnung meldet, sowie bei dessen Auszug, bei Änderung des 
Namens oder bei Änderung oder nachträglichem Bekanntwerden 
der Anschrift der Hauptwohnung die folgenden Daten des Einwoh-
ners übermitteln : 
1.	 Familienname,
2.	 frühere Namen,
3.	 Vornamen,
4.	 Doktorgrad,
5.	 Ordensname, Künstlername,
6.	 Geburtsdatum,
7.	 Geschlecht,
8.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Auskunftssperre nach § 51 des Bun-
desmeldegesetzes, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bun-
desmeldegesetzes),

9.	 Anschrift der Nebenwohnung,
10.	Einzugsdatum und Auszugsdatum,
11.	Anschrift der Hauptwohnung,
12.	Vorliegen einer Auskunftssperre nach §  51 des Bundesmelde-

gesetzes,
13.	Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundes-

meldegesetzes.

§ 50	� Datenabrufe durch die Anmeldebehörde nach dem Ver-
einsgesetz

§ 51	� Datenabrufe durch den Regierenden Bürgermeister oder 
die Regierende Bürgermeisterin – Senatskanzlei –

§ 52	� Datenabrufe durch die Kirchensteuerstellen und Fried-
hofsverwaltungen der öffentlich-rechtlichen Religionsge-
sellschaften

Abschnitt 4 – Inkrafttreten
§ 53	 Inkrafttreten

Abschnitt 1 – Allgemeines

§ 1  
Regelungsbereich

Diese Verordnung regelt 
1.	 die Durchführung regelmäßiger Datenübermittlungen im Sinne 

des § 6 Absatz 1 des Berliner Ausführungsgesetzes zum Bundes-
meldegesetz vom 7. Juli 2016 (GVBl. S. 430) sowie des § 36 des 
Bundesmeldegesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), das 
zuletzt durch Artikel 11 Absatz 4 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2745) geändert worden ist,

2.	 die Durchführung automatisierter Abrufe im Sinne des § 7 Ab-
satz 1 des Berliner Ausführungsgesetzes zum Bundesmeldege-
setz sowie der §§ 38 und 39 des Bundesmeldegesetzes.

Abschnitt 2 – Regelmäßige Datenübermittlungen

§ 2  
Grundsätze regelmäßiger Datenübermittlungen

(1) Regelmäßige Datenübermittlungen erfolgen in allgemein be-
stimmten Fällen wiederkehrend an öffentliche Stellen, ohne dass es 
eines Auskunftsersuchens bedarf. Sie sind zulässig, soweit dies 
durch Bundesrecht, Landesrecht oder diese Verordnung bestimmt 
wird.

(2) Regelmäßige Datenübermittlungen an öffentliche Stellen des 
Landes Berlin erfolgen grundsätzlich elektronisch innerhalb des 
Berliner Landesnetzes unter Zugrundelegung des Datenaustausch-
formats OSCI-XMeld in der im Bundesanzeiger jeweils bekannt 
gemachten geltenden Fassung und unter Einsatz einer Verschlüsse-
lung der Inhaltsdaten nach dem Stand der Technik ; im Einzelfall 
legt das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten ein 
anderes Datenaustauschformat und den Transportweg fest, der sich 
an den Erfordernissen der Sicherheit und des Schutzes der Daten 
orientiert.

(3) Regelmäßige Datenübermittlungen an Rundfunkanstalten 
oder an die von diesen beauftragten Stellen im Sinne des § 3 Ab-
satz  1 dieser Verordnung erfolgen elektronisch unter Zugrundele-
gung des Datenaustauschformats OSCI-XMeld und Nutzung des 
Übermittlungsprotokolls OSCI-Transport in der im Bundesanzeiger 
jeweils bekannt gemachten geltenden Fassung unter Einsatz einer 
Verschlüsselung der Inhaltsdaten nach dem Stand der Technik. 
Satz  1 gilt auch für Datenübermittlungen an öffentlich-rechtliche 
Religionsgesellschaften, wenn die datenempfangende Stelle zuge-
stimmt hat. 

(4) Bei regelmäßigen Datenübermittlungen ist der Datensatz für 
das Meldewesen (Einheitlicher Bundes- und Länderteil) in der je-
weils geltenden Fassung zugrunde zu legen. Der Landesteil Berlin 
wird durch die für Inneres zuständige Senatsverwaltung nach dem 
Muster in der Anlage zu dieser Verordnung bestimmt.

(5) Bei Vorliegen einer Auskunftssperre nach § 51 des Bundes-
meldegesetzes und eines bedingten Sperrvermerks nach §  52 des 
Bundesmeldegesetzes erfolgt die Datenübermittlung verbunden mit 
dem Hinweis, dass eine Auskunftssperre beziehungsweise ein be-
dingter Sperrvermerk vorliegt.
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10.	Vorliegen einer Auskunftssperre nach §  51 des Bundesmelde-
gesetzes,

11.	Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundes-
meldegesetzes.

§ 7 
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Sicherung  

des Schulbesuchs
Zur Sicherung des Schulbesuchs dürfen den Bezirksämtern von 

Berlin als den für das Schulwesen zuständigen Stellen jährlich von 
Einwohnern, die im darauffolgenden Kalenderjahr gemäß § 42 Ab-
satz 1 des Schulgesetzes in der jeweils geltenden Fassung regelmä-
ßig schulpflichtig werden, sowie monatlich von Einwohnern vom 
vollendeten vierten Lebensjahr bis zum vollendeten 18. Lebensjahr 
gemäß §§ 41, 42 des Schulgesetzes bei Zuzug nach Berlin, bei Än-
derung des Namens oder bei Tod die nachfolgenden Daten über-
mittelt werden :
1.	 Familienname,
2.	 Vornamen,
3.	 Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland 

auch der Staat,
4.	 Geschlecht,
5.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Auskunftssperre nach § 51 des Bun-
desmeldegesetzes, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bun-
desmeldegesetzes),

6.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
7.	 derzeitige und frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- 

und Nebenwohnung,
8.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
9.	 Sterbedatum,
10.	Vorliegen einer Auskunftssperre nach §  51 des Bundesmelde-

gesetzes,
11.	Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundes-

meldegesetzes.

§ 8 
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Durchführung  

vorschulischer Sprachförderung
Zur Durchführung vorschulischer Sprachförderung dürfen den 

Bezirksämtern von Berlin als den für das Schulwesen zuständigen 
Stellen jährlich bis zum 1. Oktober von Einwohnern, die gemäß § 55 
Absatz  1 des Schulgesetzes in der jeweils geltenden Fassung im 
übernächsten Schuljahr regelmäßig schulpflichtig werden, sowie 
monatlich von Einwohnern vom vollendeten vierten Lebensjahr bis 
zum vollendeten siebten Lebensjahr bei Zuzug nach Berlin, bei 
Änderung der Anschrift, des Namens, des gesetzlichen Vertreters, 
bei Eintragung beziehungsweise Wegfall von Auskunftssperren 
nach § 51 des Bundesmeldegesetzes und von bedingten Sperrver-
merken nach § 52 des Bundesmeldegesetzes oder bei Tod die nach-
folgenden Daten übermittelt werden :
1.	 Familienname,
2.	 Vornamen,
3.	 Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland 

auch der Staat,
4.	 Geschlecht,
5.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Auskunftssperre nach § 51 des Bun-
desmeldegesetzes, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bun-
desmeldegesetzes),

6.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
7.	 derzeitige und frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- 

und Nebenwohnung,
8.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,

Wird die Haupt- oder alleinige Wohnung im Land Berlin zur Neben-
wohnung, gilt dies als Einzug ; wird die Nebenwohnung im Land 
Berlin zur Haupt- oder alleinigen Wohnung, gilt dies als Auszug.

(2) Ist ein Einwohner, der im Land Berlin mit Nebenwohnung 
gemeldet ist, gestorben, übermitteln die Meldebehörden dem zu-
ständigen Finanzamt für eine abschließende Berechnung des Be-
steuerungszeitraumes die in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 13 ge-
nannten Daten sowie das Sterbedatum.

§ 5 
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Begrüßung von  
Zuziehenden sowie zur Ehrung von Alters-, Ehe- und  

Lebenspartnerschaftsjubiläen
(1) Für die Begrüßung der erstmals in einen Bezirk von Berlin 

zuziehenden Einwohner, zur Versendung von Informationsmaterial 
für 18-, 60-, 65- und 70-jährige Einwohner sowie zur Ehrung von 
Altersjubilaren bei Vollendung des 80., 85., 90. und jedes weiteren 
Lebensjahres dürfen vor Eintritt des jeweiligen Ereignisses den Be-
zirksämtern von Berlin die nachfolgenden Daten übermittelt werden :
1.	 Familienname,
2.	 Vornamen,
3.	 Doktorgrad,
4.	 Ordensname, Künstlername,
5.	 Geburtsdatum,
6.	 Geschlecht,
7.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
8.	 derzeitige Anschrift (nur Hauptwohnung),
9.	 Vorliegen einer Auskunftssperre nach §  51 des Bundesmelde-

gesetzes,
10.	Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundes-

meldegesetzes.
(2) Zur Ehrung von Ehe- und Lebenspartnerschaftsjubilaren zum 

50-, 60-, 65-, 70- und 75-jährigen Bestehen der Ehe oder der Le-
benspartnerschaft dürfen den Bezirksämtern von Berlin die in Ab-
satz 1 genannten Daten sowie der Familienstand und das Datum der 
Eheschließung oder der Begründung der Lebenspartnerschaft über-
mittelt werden.

§ 6 
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Durchführung des  

Gesundheitsdienst-Gesetzes und des Infektionsschutzgesetzes
Zur Durchführung des Gesundheitsdienst-Gesetzes und des Infek-

tionsschutzgesetzes dürfen den Bezirksämtern von Berlin als den für 
das Gesundheitswesen zuständigen Stellen anlässlich der Registrie-
rung von Neugeborenen und des Zuzugs von minderjährigen Ein-
wohnern nach Berlin, ferner bei Änderung der Anschrift, des Na-
mens oder bei Tod, die nachfolgenden Daten von minderjährigen 
Einwohnern übermittelt werden :
1.	 Familienname,
2.	 Vornamen,
3.	 Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland 

auch der Staat,
4.	 Geschlecht,
5.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Auskunftssperre nach § 51 des Bun-
desmeldegesetzes, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bun-
desmeldegesetzes, Familienname und Vornamen sowie Geburts-
datum von weiteren minderjährigen Kindern),

6.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
7.	 derzeitige und frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- 

und Nebenwohnung,
8.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
9.	 Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland 

auch der Staat,
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schwerbehinderten und diesen gleichgestellten behinderten Men-
schen übermittelt werden :
1.	 Familienname,
2.	 frühere Namen,
3.	 Vornamen,
4.	 Doktorgrad,
5.	 Ordensname, Künstlername,
6.	 Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland 

auch der Staat,
7.	 Geschlecht,
8.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Auskunftssperre nach § 51 des Bun-
desmeldegesetzes, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bun-
desmeldegesetzes),

9.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
10.	derzeitige und frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- 

und Nebenwohnung,
11.	Einzugsdatum und Auszugsdatum,
12.	Familienstand, bei Verheirateten oder Lebenspartnern zusätzlich 

Datum und Ort der Eheschließung oder der Begründung der Le-
benspartnerschaft,

13.	Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland 
auch der Staat,

14.	Vorliegen einer Auskunftssperre nach §  51 des Bundesmelde-
gesetzes,

15.	Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundes-
meldegesetzes.

(2) Die Leistungsempfänger, die schwerbehinderten und die die-
sen gleichgestellten behinderten Menschen sind vom Landesamt für 
Gesundheit und Soziales – Versorgungsamt – gegenüber dem Lan-
desamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten als Meldebehörde 
unter Angabe des Vor- und Familiennamens, des früheren Namens, 
des Geburtsdatums, des Geschlechts oder der Anschrift so zu be-
nennen, dass die Identität der Person eindeutig festgestellt werden 
kann. Die Übermittlung der Anfragedaten soll in automatisierter 
Form erfolgen.

§ 12 
Regelmäßige Datenübermittlungen für die Wahl und die Führung 

der Listen von Schöffinnen und Schöffen
(1) Zur Vorbereitung der Vorschlagslisten für die Wahlen von 

Schöffinnen und Schöffen dürfen den zuständigen Stellen der Be-
zirksämter von Berlin bei Änderung der Anschrift, des Namens, der 
Staatsangehörigkeit, bei Eintragung eines Wahlausschlussgrundes 
(§ 3 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a des Bundesmeldegesetzes, § 2 
Nummer 3 des Berliner Ausführungsgesetzes zum Bundesmeldege-
setz) oder bei Tod die nachfolgenden Daten von Einwohnern, die sich 
für das Schöffenamt freiwillig beworben haben oder mangels ausrei-
chend freiwilliger Bewerberinnen und Bewerber für dieses zufällig 
aus dem Melderegister ausgewählt wurden, übermittelt werden : 
1.	 Familienname,
2.	 Vornamen,
3.	 Geburtsdatum,
4.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
5.	 derzeitige und frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- 

und Nebenwohnung,
6.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
7.	 Vorliegen eines Wahlrechtsausschlusses (§  3 Absatz  2 Num-

mer 1 Buchstabe a des Bundesmeldegesetzes, § 2 Nummer 3 des 
Berliner Ausführungsgesetzes zum Bundesmeldegesetz),

8.	 Sterbedatum.
Mit der Beschlussfassung über die Vorschlagslisten dürfen die Än-
derungsmitteilungen nur noch zu Einwohnern übermittelt werden, 

9.	 die Tatsache, dass die Person verstorben ist,
10.	Vorliegen einer Auskunftssperre nach §  51 des Bundesmelde-

gesetzes,
11.	Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundes-

meldegesetzes.

§ 9 
Regelmäßige Datenübermittlungen an die  

Fahrerlaubnisbehörde in Berlin
Zur Bereinigung des örtlichen und des Zentralen Fahrerlaubnis-

registers dürfen der Fahrerlaubnisbehörde bei Tod die nachfolgenden 
Daten von Einwohnern ab dem 15. Lebensjahr übermittelt werden :
1.	 Familienname,
2.	 frühere Namen,
3.	 Vornamen,
4.	 Geburtsdatum und Geburtsort,
5.	 Geschlecht,
6.	 Sterbedatum.

§ 10 
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Durchführung von  

Aufgaben der Entschädigungsbehörde in Berlin
(1) Zur Durchführung des Gesetzes über die Anerkennung und 

Versorgung der politisch, rassisch oder religiös Verfolgten des Na-
tionalsozialismus dürfen der Entschädigungsbehörde bei Änderung 
der Anschrift, des Familienstandes oder bei Tod die nachfolgenden 
Daten von Einwohnern, die eine Versorgung nach dem vorgenann-
ten Gesetz erhalten, übermittelt werden :
1.	 Familienname,
2.	 frühere Namen,
3.	 Vornamen,
4.	 Doktorgrad,
5.	 Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland 

auch der Staat,
6.	 Geschlecht,
7.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
8.	 derzeitige und frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- 

und Nebenwohnung,
9.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
10.	Familienstand einschließlich der Hinweise,
11.	Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland 

auch der Staat,
12.	Vorliegen einer Auskunftssperre nach §  51 des Bundesmelde-

gesetzes,
13.	Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundes-

meldegesetzes.
(2) Die versorgungsberechtigten Einwohner sind von der Ent-

schädigungsbehörde gegenüber dem Landesamt für Bürger- und 
Ordnungsangelegenheiten als Meldebehörde unter Angabe des Vor- 
und Familiennamens, des früheren Namens, des Geburtsdatums, des 
Geschlechts oder der Anschrift so zu benennen, dass die Identität der 
Person eindeutig festgestellt werden kann. Die Übermittlung der 
Anfragedaten soll in automatisierter Form erfolgen.

§ 11 
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Durchführung  

von Aufgaben des Versorgungsamtes in Berlin
(1) Zur Durchführung des sozialen Entschädigungsrechts, des 

§ 17a des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes und des Neun-
ten Buches Sozialgesetzbuch dürfen dem Landesamt für Gesundheit 
und Soziales – Versorgungsamt – bei Änderung der Anschrift oder 
bei Tod die nachfolgenden Daten von Leistungsempfängern oder 
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6.	 Geschlecht,
7.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Auskunftssperre nach § 51 des Bun-
desmeldegesetzes, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bun-
desmeldegesetzes),

8.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
9.	 derzeitige und frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- 

und Nebenwohnung,
10.	Einzugsdatum und Auszugsdatum,
11.	Familienstand, 
12.	Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Dok-

torgrad, Geburtsdatum, Anschrift, Sterbedatum, Auskunftssper-
re nach § 51 des Bundesmeldegesetzes, bedingter Sperrvermerk 
nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

13.	Ausstellungsbehörde, Ausstellungsdatum, Gültigkeitsdauer und 
Seriennummer des Personalausweises, des vorläufigen Perso-
nalausweises, des Ersatz-Personalausweises und des Passes,

14.	Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland 
auch der Staat einschließlich der Hinweise,

15.	Vorliegen einer Auskunftssperre nach §  51 des Bundesmelde-
gesetzes,

16.	Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundes-
meldegesetzes.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 sind die Einwohner vom Polizei-
präsidenten in Berlin gegenüber dem Landesamt für Bürger- und 
Ordnungsangelegenheiten als Meldebehörde unter Angabe des Vor- 
und Familiennamens, des früheren Namens, des Geburtsdatums, des 
Geschlechts oder der Anschrift so zu benennen, dass die Identität der 
Person eindeutig festgestellt werden kann. Die Übermittlung der 
Anfragedaten soll in automatisierter Form erfolgen.

(3) Zur Berichtigung und Fortschreibung der Fahndungsunterla-
gen dürfen dem Polizeipräsidenten in Berlin von allen Einwohnern 
bei Zuzug nach Berlin, bei Änderung der Anschrift oder bei Tod die 
nachfolgenden Daten übermittelt werden :
1.	 Familienname,
2.	 Vornamen,
3.	 Doktorgrad,
4.	 Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland 

auch der Staat,
5.	 derzeitige Anschrift (nur Hauptwohnung),
6.	 Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland 

auch der Staat einschließlich der Hinweise,
7.	 Vorliegen einer Auskunftssperre nach §  51 des Bundesmelde-

gesetzes,
8.	 Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundes-

meldegesetzes.

§ 14  
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Durchführung von  

Aufgaben im Bereich Vormundschaftswesen 
(1) Zur Wahrnehmung der Aufgaben des Jugendamts in den Be-

reichen Beistandschaften, Pflegschaften und Vormundschaften nach 
Kapitel 3 Abschnitt 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch und des 
Bürgerlichen Gesetzbuches dürfen den Bezirksämtern von Berlin 
bei Änderung der Anschrift, des Namens oder bei Tod die nachfol-
genden Daten von Einwohnern übermittelt werden :
1.	 Familienname,
2.	 Vornamen,
3.	 Doktorgrad,
4.	 Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland 

auch der Staat,
5.	 Geschlecht,

die für das Schöffenamt vorgeschlagen wurden. Die Änderungsmit-
teilungen gehen dann der Präsidentin oder dem Präsidenten des 
Amtsgerichts Tiergarten zu. Die Änderungsmitteilungen enden mit 
der Wahl oder Nichtwahl der vorgeschlagenen Personen.

(2) Zur Führung der Listen der gewählten Schöffinnen und Schöf-
fen dürfen der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landgerichts 
Berlin und der Präsidentin oder dem Präsidenten des Amtsgerichts 
Tiergarten bei Änderung der Anschrift, des Namens, der Staatsange-
hörigkeit oder bei Tod für die Dauer der jeweiligen Wahlperiode die 
nachfolgenden Daten der gewählten Schöffinnen und Schöffen 
übermittelt werden :
1.	 Familienname,
2.	 frühere Namen,
3.	 Vornamen,
4.	 Doktorgrad,
5.	 Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland 

auch der Staat,
6.	 Geschlecht,
7.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
8.	 derzeitige und frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- 

und Nebenwohnung,
9.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
10.	Familienstand, 
11.	Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland 

auch der Staat,
12.	Vorliegen einer Auskunftssperre nach §  51 des Bundesmelde-

gesetzes,
13.	Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundes-

meldegesetzes. 
(3) Die freiwilligen Bewerberinnen und Bewerber für das Schöf-

fenamt einschließlich der zufällig aus dem Melderegister ausge-
wählten Einwohner sind von den zuständigen Stellen der Bezirks-
ämter von Berlin gegenüber dem Landesamt für Bürger- und Ord-
nungsangelegenheiten als Meldebehörde unter Angabe des Vor- und 
Familiennamens, des früheren Namens, des Geburtsdatums, des 
Geschlechts oder der Anschrift so zu benennen, dass die Identität der 
Person eindeutig festgestellt werden kann. Gleiches gilt für die Prä-
sidentin oder den Präsidenten des Amtsgerichts Tiergarten und die 
Präsidentin oder den Präsidenten des Landgerichts Berlin für die für 
das Schöffenamt vorgeschlagenen Personen und die gewählten 
Schöffinnen und Schöffen. Die Übermittlung der Anfragedaten soll 
jeweils in automatisierter Form erfolgen.

§ 13 
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Durchführung  

polizeilicher Aufgaben
(1) Zur Verfolgung von Straftaten und zur Abwehr von Gefahren 

für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere zur Unter-
stützung bei Maßnahmen gegen Personen, bei denen wegen der Art 
oder Ausführung der Tat, der Persönlichkeit des Betroffenen oder 
sonstiger Erkenntnisse Grund zu der Annahme besteht, dass Straf-
verfahren gegen den Betroffenen zu führen sein werden oder weil 
bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Betroffe-
ne Straftaten von erheblicher Bedeutung begehen, fördern oder 
unterstützen wird, dürfen dem Polizeipräsidenten in Berlin bei Än-
derung der Anschrift, des Namens, des Familienstandes, bei Tod, bei 
Ausstellung eines Personalausweises, eines vorläufigen Personal-
ausweises, eines Ersatz-Personalausweises oder Passes die nachfol-
genden Daten von Einwohnern übermittelt werden :
1.	 Familienname,
2.	 frühere Namen,
3.	 Vornamen,
4.	 Doktorgrad,
5.	 Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland 

auch der Staat,
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5.	 derzeitige Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-
wohnung,

6.	 Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland 
auch der Staat,

7.	 Vorliegen einer Auskunftssperre nach §  51 des Bundesmelde-
gesetzes,

8.	 Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundes-
meldegesetzes.

(2) Die Einwohner sind vom Datenempfänger gegenüber dem 
Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten als Meldebe-
hörde unter Angabe des Vor- und Familiennamens, des früheren 
Namens, des Geburtsdatums, des Geschlechts oder der Anschrift so 
zu benennen, dass die Identität der Person eindeutig festgestellt 
werden kann. Die Übermittlung der Anfragedaten soll in automati-
sierter Form erfolgen.

§ 17 
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Durchführung des  

Mammographie-Screenings
(1) Für die Einladung von Frauen ab dem vollendeten 50. Lebens-

jahr bis zum Ende des 70. Lebensjahres im turnusmäßigen Abstand 
von zwei Jahren zur Teilnahme am Programm zur Früherkennung 
von Brustkrebs durch Mammographie-Screening dürfen der Zentra-
len Stelle für das bevölkerungsbezogene Mammographie-Screening 
im Land Berlin turnusgemäß sowie innerhalb von drei Monaten 
nach der turnusgemäßen Übermittlung der Daten bei Änderung der 
Anschrift, des Namens oder bei Tod die nachfolgenden Daten über-
mittelt werden :
1.	 Familienname,
2.	 frühere Namen,
3.	 Vornamen,
4.	 Geburtsdatum und Geburtsort,
5.	 derzeitige Anschrift (nur Hauptwohnung), 
6.	 die Tatsache, dass die Person verstorben ist.

(2) Datensätze zu Personen mit einer Auskunftssperre nach § 51 
des Bundesmeldegesetzes werden nicht übermittelt.

§ 18 
Regelmäßige Datenübermittlungen nach dem  

Berliner Kinderschutzgesetz
(1) Für die Einladung von Kindern bis zur Vollendung des sechs-

ten Lebensjahres zur Durchführung von Maßnahmen nach dem 
Berliner Kinderschutzgesetz dürfen der Zentralen Stelle bei der 
Charité – Universitätsmedizin Berlin zu den folgenden Stichtagen
–	 31. Lebenstag und 62. Lebenstag,
–	 123. Lebenstag und 153. Lebenstag,
–	 244. Lebenstag und 275. Lebenstag,
–	 579. Lebenstag und 609. Lebenstag,
–	 974. Lebenstag und 1005. Lebenstag,
–	 1279. Lebenstag und 1370. Lebenstag,
–	 1735. Lebenstag und 1796. Lebenstag
die nachfolgenden Daten übermittelt werden :
1.	 Familienname,
2.	 frühere Namen,
3.	 Vornamen,
4.	 Geburtsdatum und Geburtsort,
5.	 Geschlecht,
6.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes, 
bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

7.	 derzeitige und frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- 
und Nebenwohnung,

6.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 
Anschrift, Geburtsdatum, Auskunftssperre nach § 51 des Bun-
desmeldegesetzes, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bun-
desmeldegesetzes),

7.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
8.	 derzeitige und frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- 

und Nebenwohnung,
9.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
10.	Familienstand,
11.	Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland 

auch der Staat,
12.	Vorliegen einer Auskunftssperre nach §  51 des Bundesmelde-

gesetzes,
13.	Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundes-

meldegesetzes.
(2) Die Einwohner sind von den Bezirksämtern von Berlin gegen-

über dem Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten als 
Meldebehörde unter Angabe des Vor- und Familiennamens, des 
früheren Namens, des Geburtsdatums, des Geschlechts oder der An-
schrift so zu benennen, dass die Identität der Person eindeutig fest-
gestellt werden kann. Die Übermittlung der Anfragedaten soll in 
automatisierter Form erfolgen.

§ 15 
Regelmäßige Datenübermittlungen zum Versand von  

pädagogischen Elterninformationen
(1) Für den Versand von pädagogischem Informationsmaterial für 

die Eltern Neugeborener im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung 
des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe durch einen Trä-
ger der freien Jugendhilfe, dem diese Aufgabe übertragen wird, dür-
fen der für Jugend und Familie zuständigen Senatsverwaltung für 
den erstmaligen Versand von pädagogischem Informationsmaterial 
für Eltern Neugeborener zum Zweck der Unterstützung in der ersten 
Phase nach der Geburt anlässlich der Registrierung von Geburten die 
nachfolgenden Daten von Neugeborenen übermittelt werden :
1.	 Familienname,
2.	 Vornamen,
3.	 Geburtsdatum,
4.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmelde-
gesetzes),

5.	 derzeitige Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-
wohnung,

6.	 Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundes-
meldegesetzes.

(2) Datensätze zu Personen mit einer Auskunftssperre nach § 51 
des Bundesmeldegesetzes werden nicht übermittelt.

§ 16 
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Betreuung der  

IT-Fachverfahren der Berliner Jugendämter
(1) Zur Durchführung des Unterhaltsvorschussgesetzes, des Bun-

deselterngeld- und Elternzeitgesetzes sowie zur Erfüllung der Auf-
gaben des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe dürfen der 
für Jugend und Familie zuständigen Senatsverwaltung zur auftrags-
weisen Betreuung der IT-Fachverfahren der Berliner Jugendämter 
bei Änderung der Anschrift, des Namens oder bei Tod die nachfol-
genden Daten von Einwohnern übermittelt werden :
1.	 Familienname,
2.	 Vornamen,
3.	 Doktorgrad,
4.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes, 
bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
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§ 20 
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Abwicklung von  

Transaktionen über das Service-Konto Berlin
Für den Einsatz des Service-Konto Berlin dürfen der für die 

Grundsatzangelegenheiten der Informations- und Kommunikations-
technik zuständigen Senatsverwaltung von Einwohnern, die im 
Service-Konto die unter Nummer 1 bis 6 genannten Daten angege-
ben haben, bei Änderung der Anschrift, des Namens, des Geburts-
datums oder bei Tod die nachfolgenden Daten übermittelt werden : 
1.	 Familienname,
2.	 Vornamen,
3.	 Doktorgrad,
4.	 Geburtsdatum,
5.	 Geschlecht,
6.	 derzeitige Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-

wohnung,
7.	 die Tatsache, dass die Person verstorben ist,
8.	 Vorliegen einer Auskunftssperre nach §  51 des Bundesmelde-

gesetzes,
9.	 Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundes-

meldegesetzes.

§ 21 
Regelmäßige Datenübermittlungen an die für das  

Waffenrecht zuständige Behörde
Zur Aktualisierung der örtlichen Zuständigkeit, für die Änderung 

oder den Entzug von waffenrechtlichen Erlaubnissen sowie für die 
Prüfung der Waffenlagerstätte dürfen der für das Waffenrecht zu-
ständigen Behörde bei Änderung der Anschrift, des Namens, bei 
Zuzug oder Wegzug oder bei Tod die nachfolgenden Daten von Ein-
wohnern, für die eine waffenrechtliche Erlaubnis vorliegt, übermit-
telt werden :
1.	 Familienname,
2.	 Vornamen,
3.	 Doktorgrad,
4.	 Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland 

auch der Staat,
5.	 derzeitige und frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- 

und Nebenwohnung,
6.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
7.	 Sterbedatum, 
8.	 Vorliegen einer Auskunftssperre nach §  51 des Bundesmelde-

gesetzes,
9.	 Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundes-

meldegesetzes.

§ 22 
Regelmäßige Datenübermittlungen an die 

öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften
Zur Erfüllung ihrer Aufgaben dürfen den öffentlich-rechtlichen 

Religionsgesellschaften bei Anmeldung, bei Abmeldung, bei Tod, 
bei Fortschreibung von Daten auf Grund von Änderungen oder bei 
Änderung der Kirchenzugehörigkeit die in § 42 Absatz 1 des Bun-
desmeldegesetzes bestimmten Daten ihrer Mitglieder und die in 
§ 42 Absatz 2 des Bundesmeldegesetzes bestimmten Daten der Fa-
milienangehörigen von Mitgliedern einer öffentlich-rechtlichen Re-
ligionsgesellschaft sowie zusätzlich die in § 5 Absatz 1 des Berliner 
Ausführungsgesetzes zum Bundesmeldegesetz aufgeführten Daten 
übermittelt werden.

8.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
9.	 Sterbedatum,
10.	Vorliegen einer Auskunftssperre nach §  51 des Bundesmelde-

gesetzes,
11.	Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundes-

meldegesetzes.
(2) Die in Absatz 1 genannten Daten dürfen ferner bei Änderung 

der Anschrift, des Namens, des gesetzlichen Vertreters, des Namens 
des gesetzlichen Vertreters, bei Eintragung beziehungsweise Weg-
fall von Auskunftssperren nach § 51 des Bundesmeldegesetzes und 
von bedingten Sperrvermerken nach § 52 des Bundesmeldegesetzes 
oder bei Tod im Zeitraum nach der Übermittlung zum jeweiligen 
Stichtag und bis zum
–	 122. Lebenstag,
–	 243. Lebenstag,
–	 426. Lebenstag, 
–	 821. Lebenstag,
–	 1156. Lebenstag,
–	 1521. Lebenstag,
–	 2008. Lebenstag
übermittelt werden.

§ 19 
Regelmäßige Datenübermittlungen im Zusammenhang  

mit allgemeinen Wahlen
(1) Für die Durchführung der Wahlen zum Abgeordnetenhaus von 

Berlin und zu den Bezirksverordnetenversammlungen dürfen der 
Landeswahlleiterin oder dem Landeswahlleiter am 67. Tag vor der 
Wahl zur Veröffentlichung der zugelassenen Wahlvorschläge, zur 
Herstellung der Stimmzettel, zur Benachrichtigung der gewählten 
Wahlbewerberinnen und Wahlbewerber und zur Erstellung der Wahl-
statistik die nachfolgenden Daten der in den Wahlvorschlägen ge-
nannten Wahlbewerberinnen und Wahlbewerber übermittelt werden :
1.	 Familienname,
2.	 Vornamen unter Kennzeichnung des gebräuchlichen Vorna-

mens,
3.	 Doktorgrad,
4.	 Geburtsdatum und Geburtsort,
5.	 Geschlecht,
6.	 derzeitige Anschrift (nur Hauptwohnung),
7.	 Wahlbewerbung,
8.	 Erreichbarkeitsanschrift,
9.	 Angabe des erlernten und ausgeübten Berufs.
Die vorgenannten Daten dürfen ferner nach dem in Satz 1 genannten 
Zeitpunkt bis zum 42. Tag nach der Wahl bei Änderung der An-
schrift, des Namens, der Erreichbarkeitsanschrift oder des ausgeüb-
ten Berufs übermittelt werden.

(2) Für die Durchführung der Wahl zum Deutschen Bundestag gilt 
Absatz 1 entsprechend. Der Landeswahlleiterin oder dem Landes-
wahlleiter dürfen zu den in Absatz 1 genannten Zwecken über die 
dort genannten Daten hinaus auch die nachfolgenden Daten der 
Landeslistenbewerberinnen und Landeslistenbewerber übermittelt 
werden :
1.	 Vorliegen einer Auskunftssperre nach §  51 des Bundesmelde-

gesetzes,
2.	 Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundes-

meldegesetzes.
Satz 2 gilt für die Übermittlung der Daten der Wahlkreisbewerberin-
nen und Wahlkreisbewerber an die Kreiswahlleiterinnen und Kreis-
wahlleiter entsprechend.
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§ 26 
Erweiterter Datenabruf

(1) Öffentlichen Stellen außerhalb des Landes Berlin und öffentli-
chen Stellen des Bundes mit Sitz in Berlin dürfen durch automati-
sierten Abruf von Meldedaten über die in § 38 Absatz 1 des Bundes-
meldegesetzes genannten Daten hinaus zur Erfüllung der in ihrer 
Zuständigkeit liegenden Aufgaben anlässlich der Feststellung der 
Identität von Einwohnern und deren Wohnungen folgende Daten 
zusätzlich übermittelt werden (erweiterte Behördenauskunft) :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
3.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-

wohnung, 
4.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
5.	 Familienstand.
Satz 1 gilt für die Jobcenter in Berlin entsprechend.

(2) Behörden im Sinne des § 34 Absatz 4 Satz 1 des Bundesmel-
degesetzes mit Sitz außerhalb des Landes Berlin, sofern es sich um 
Bundesbehörden handelt auch diejenigen mit Sitz in Berlin, dürfen 
durch automatisierten Abruf von Meldedaten über die in § 38 Ab-
satz 1 und 3 des Bundesmeldegesetzes genannten Daten hinaus zur 
Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben anlässlich 
der Feststellung der Identität von Einwohnern und deren Wohnun-
gen folgende Daten zusätzlich übermittelt werden :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 Familienstand,
3.	 Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Ge-

burtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige 
Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie 
Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung 
außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Ster-
bedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmelde-
gesetzes),

4.	 minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburts-
datum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes).

Unterabschnitt 3 – Automatisierte Abrufe durch öffentliche 
Stellen des Landes Berlin und durch die öffentlich-rechtlichen 

Religionsgesellschaften

§ 27 
Abschluss einer Vereinbarung

Zum automatisierten Abruf von Meldedaten aus dem Inforegister 
durch öffentliche Stellen des Landes Berlin und durch die öffent-
lich-rechtlichen Religionsgesellschaften schließt das Landesamt für 
Bürger- und Ordnungsangelegenheiten mit der abrufenden Stelle 
eine Vereinbarung, die mindestens Regelungen über den abzurufen-
den Datenumfang, zu Protokollierungsverpflichtungen und zum In-
haber der administrativen Kennung der abrufenden Stelle enthält.

§ 28 
Länderübergreifende automatisierte Abrufe

Anfragen an auswärtige Meldebehörden durch öffentliche Stellen 
des Landes Berlin und durch die öffentlich-rechtlichen Religions-
gesellschaften sind über die zentrale Stelle beim Landesamt für 
Bürger- und Ordnungsangelegenheiten zu stellen, die ein entspre-
chendes Abrufverfahren bereitstellt. Dies gilt nicht für Behörden des 
Landes Berlin im Sinne des § 34 Absatz 4 Satz 1 des Bundesmelde-
gesetzes. Diese dürfen nach Eintragung in das Deutsche Verwal-
tungsdiensteverzeichnis durch das Landesamt für Bürger- und Ord-

Abschnitt 3 – Automatisierte Abrufe

Unterabschnitt 1 – Allgemeines

§ 23 
Allgemeines

(1) Die Meldebehörden dürfen den öffentlichen Stellen im Sinne 
des § 34 Absatz 1 Satz 1 des Bundesmeldegesetzes sowie den öffent-
lich-rechtlichen Religionsgesellschaften die in §  38 Absatz  1 des 
Bundesmeldegesetzes aufgeführten Daten im Wege des automati-
sierten Abrufs übermitteln (einfache Behördenauskunft). 

(2) Erfolgen automatisierte Datenabrufe durch eine andere als in 
§ 34 Absatz 1 Satz 1 des Bundesmeldegesetzes genannte Stelle im 
Wege der Auftragsdatenverarbeitung, ist der Abruf nur zulässig, 
wenn die beauftragende öffentliche Stelle ihren Sitz im Land Berlin 
hat und es sich nicht um eine Behörde nach § 34 Absatz 4 Satz 1 des 
Bundesmeldegesetzes handelt.

(3) Für die Protokollierung automatisierter Abrufe von Melde-
daten gilt § 40 des Bundesmeldegesetzes. 

(4) Die Bereitstellung der Daten erfolgt auf der Grundlage einer 
nicht tagesaktuellen Kopie des Berliner Melderegisters (Inforegister), 
direkte Abrufe von Daten aus dem Melderegister sind nicht möglich.

§ 24 
Form und Verfahren des Datenabrufs

(1) Automatisierte Abrufe von Meldedaten durch öffentliche Stel-
len des Landes Berlin und durch die öffentlich-rechtlichen Reli-
gionsgesellschaften erfolgen über ein vom Landesamt für Bürger- 
und Ordnungsangelegenheiten bereitgestelltes System oder über 
eine Schnittstelle eines Fachverfahrens der abrufenden Stelle (Ver-
fahrenskopplung), die das Datenaustauschformat OSCI-XMeld in 
der im Bundesanzeiger jeweils bekannt gemachten geltenden Fas-
sung unter Einsatz einer Verschlüsselung der Inhaltsdaten nach dem 
Stand der Technik zugrunde legt ; auf die Nutzung von OSCI-Trans-
port kann verzichtet werden.

(2) Für automatisierte Abrufe von Meldedaten durch öffentliche 
Stellen außerhalb des Landes Berlin und für öffentliche Stellen des 
Bundes mit Sitz in Berlin gilt die Bundesmeldedatenabrufverord-
nung vom 1. Dezember 2014 (BGBl. I S. 1955) in der jeweils gel-
tenden Fassung.

(3) Bei automatisierten Abrufen von Meldedaten ist der Datensatz 
für das Meldewesen (Einheitlicher Bundes- und Länderteil und Lan-
desteil Berlin) in der jeweils geltenden Fassung zugrunde zu legen.

(4) Anfragen zu einer Vielzahl unterschiedlicher Personen dürfen 
in Form einer Sammeldatei erfolgen (Sammelabrufverfahren). Die 
technische Umsetzung dieses Angebotes wird vom Landesamt für 
Bürger- und Ordnungsangelegenheiten festgelegt.

Unterabschnitt 2 – Automatisierte Abrufe durch öffentliche 
Stellen außerhalb des Landes Berlin und durch öffentliche  

Stellen des Bundes mit Sitz in Berlin

§ 25 
Automatisierte Abrufe über die zentrale Stelle

(1) Automatisierte Abrufe durch öffentliche Stellen des Bundes 
und der anderen Länder müssen über die zentrale Stelle beim Lan-
desamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten erfolgen.

(2) Öffentliche Stellen des Bundes mit Sitz in Berlin können zu-
dem beim Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten 
zum Abruf zugelassen werden. Hierzu schließt das Landesamt für 
Bürger- und Ordnungsangelegenheiten mit der abrufenden öffentli-
chen Stelle des Bundes eine Vereinbarung, die mindestens Regelun-
gen über den abzurufenden Datenumfang, zu Protokollierungsver-
pflichtungen und zum Inhaber der administrativen Kennung der ab-
rufenden Stelle enthält.
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bedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmelde-
gesetzes),

7.	 minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburts-
datum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

8.	 Ausstellungsbehörde, Ausstellungsdatum, Gültigkeitsdauer und 
Seriennummer des Personalausweises, vorläufigen Personalaus-
weises oder Ersatz-Personalausweises, des gültigen Passes oder 
Passersatzpapiers,

9.	 die Tatsache, dass die deutsche Staatsangehörigkeit nach § 4 Ab-
satz  3 oder §  40b des Staatsangehörigkeitsgesetzes erworben 
wurde und nach § 29 des Staatsangehörigkeitsgesetzes ein Ver-
lust der deutschen Staatsangehörigkeit eintreten kann.

(4) Die Ordnungsämter und Straßenverkehrsbehörden dürfen bei 
Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten für die Erteilung von 
Erlaubnissen oder Untersagungen sowie für die Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten in dem jeweiligen Zuständigkeitsgebiet erforder-
lich ist, zusätzlich abrufen :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
3.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-

wohnung,
4.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum.

(5) Die für das Gesundheitswesen zuständigen Stellen dürfen bei 
Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von 
Aufgaben nach dem Gesundheitsdienst-Gesetz, dem Infektions-
schutzgesetz sowie zur Erfüllung bestattungsrechtlicher Aufgaben 
erforderlich ist, zusätzlich abrufen :
1.	 Hinweise zum Geburtsdatum und Geburtsort,
2.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
3.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

4.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-
wohnung,

5.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
6.	 Familienstand einschließlich der Hinweise,
7.	 Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Ge-

burtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige 
Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie 
Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung 
außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Ster-
bedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmelde-
gesetzes).

(6) Die für die Durchführung des Tagesbetreuungskostenbeteili-
gungsgesetzes zuständigen Stellen dürfen bei Einwohnern, bei 
denen die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von Aufgaben nach dem 
Tagesbetreuungskostenbeteiligungsgesetz erforderlich ist, zusätz-
lich Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburts-
datum, Geschlecht und Sterbedatum des gesetzlichen Vertreters so-
wie die Tatsache, dass für diesen ein bedingter Sperrvermerk nach 
§ 52 des Bundesmeldegesetzes eingerichtet ist, abrufen.

(7) Die für Schulen zuständigen Stellen dürfen bei Einwohnern, 
bei denen die Kenntnis der Daten zur Sicherung der vorschulischen 
Sprachförderung oder des Schulbesuchs erforderlich ist, zusätzlich 
abrufen :
1.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten, 
2.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

3.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-
wohnung,

4.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum.

nungsangelegenheiten direkt Anfragen an die zentralen Stellen der 
anderen Länder richten.

§ 29 
Datenabrufe durch das Amt für Statistik Berlin-Brandenburg

Das Amt für Statistik Berlin-Brandenburg darf bei Einwohnern, 
bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von 
Aufgaben der amtlichen Statistik, insbesondere zur Durchführung 
des Mikrozensus und der Führung der Regional- und Kommunal-
statistik, erforderlich ist, über die Daten nach §  38 Absatz  1 des 
Bundesmeldegesetzes hinaus folgende Daten abrufen :
1.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
2.	 Familienstand,
3.	 zusätzlich zum Sterbeort bei Versterben im Ausland auch den 

Staat.

§ 30 
Datenabrufe durch die Bezirksämter von Berlin

(1) Die nachfolgend aufgeführten Stellen der Bezirksämter von 
Berlin dürfen über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmelde-
gesetzes hinaus weitere Daten abrufen, soweit dies im Einzelfall zur 
Aufgabenerfüllung erforderlich ist.

(2) Die für das Betreuungswesen zuständigen Stellen dürfen bei 
Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von 
Aufgaben nach dem Betreuungsbehördengesetz erforderlich ist, zu-
sätzlich abrufen :
1.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
2.	 Familienstand, bei Verheirateten oder Lebenspartnern zusätzlich 

Datum und Ort der Eheschließung oder der Begründung der Le-
benspartnerschaft,

3.	 Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Ge-
burtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige 
Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie 
Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung 
außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Ster-
bedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmelde-
gesetzes),

4.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 
Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

5.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-
wohnung,

6.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum.
(3) Die für Staatsangehörigkeitsangelegenheiten zuständigen 

Stellen dürfen bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten 
zur Durchführung von Einbürgerungsverfahren sowie zur Bearbei-
tung sonstiger Staatsangehörigkeitsangelegenheiten erforderlich ist, 
zusätzlich abrufen :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten einschließlich der Hinweise,
3.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-

wohnung, bei Zuzug aus dem Ausland auch die letzte frühere 
Anschrift im Inland,

4.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
5.	 Familienstand, bei Verheirateten oder Lebenspartnern zusätzlich 

Datum und Ort der Eheschließung oder der Begründung der Le-
benspartnerschaft,

6.	 Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Ge-
burtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige 
Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie 
Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung 
außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Ster-
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4.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-
wohnung,

5.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
6.	 Familienstand einschließlich der Hinweise,
7.	 Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Ge-

burtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige 
Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie 
Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung 
außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Ster-
bedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmelde-
gesetzes),

8.	 minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburts-
datum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

9.	 die Tatsache, dass die deutsche Staatsangehörigkeit nach § 4 Ab-
satz  3 oder §  40b des Staatsangehörigkeitsgesetzes erworben 
wurde und nach § 29 des Staatsangehörigkeitsgesetzes ein Ver-
lust der deutschen Staatsangehörigkeit eintreten kann,

10.	Hinweise zum Sterbedatum und Sterbeort.
(14) Die für das Sozialwesen zuständigen Stellen dürfen bei Ein-

wohnern, bei denen die Kenntnis der Daten für die Leistung von 
Sozialhilfe oder zur Durchsetzung der Ansprüche des Sozialamtes 
erforderlich ist, zusätzlich abrufen :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
3.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-

wohnung,
4.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
5.	 Familienstand,
6.	 Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Ge-

burtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige 
Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie 
Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung 
außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Ster-
bedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmelde-
gesetzes),

7.	 minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburts-
datum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes).

(15) Die für die Durchführung von Wahlen und Abstimmungen 
zuständigen Stellen dürfen bei Einwohnern, die erstmalig oder zum 
wiederholten Mal zu Mitgliedern von Wahl- beziehungsweise Ab-
stimmungsvorständen berufen werden sollen, zusätzlich abrufen :
1.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
2.	 die Tatsache, dass der Einwohner vom Wahlrecht oder von der 

Wählbarkeit ausgeschlossen ist (§ 3 Absatz 2 Nummer 1 Buch-
stabe a des Bundesmeldegesetzes).

(16) Die für die Vorbereitung zur Aufstellung der Vorschlagslisten 
für Schöffinnen und Schöffen zuständigen Stellen dürfen bei Ein-
wohnern, bei denen die Kenntnis der Daten für die Prüfung über 
eine Aufnahme in die Vorschlagslisten erforderlich ist, zusätzlich 
abrufen :
1.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
2.	 die Tatsache, dass der Einwohner vom Wahlrecht oder von der 

Wählbarkeit ausgeschlossen ist (§ 3 Absatz 2 Nummer 1 Buch-
stabe a des Bundesmeldegesetzes),

3.	 die Tatsache, dass der Einwohner vom Amt einer Schöffin oder 
eines Schöffen ausgeschlossen ist (§ 2 Nummer 3 des Berliner 
Ausführungsgesetzes zum Bundesmeldegesetz).

(8) Die für das Bau- und Wohnungswesen zuständigen Stellen 
dürfen bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten zur Er-
füllung von Aufgaben des Wohnungswesens sowie für die Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten in dem jeweiligen Zuständigkeitsgebiet 
erforderlich ist, zusätzlich abrufen :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-
wohnung,

3.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
4.	 Familienstand.

(9) Die für Jugend und Familie zuständigen Stellen dürfen bei 
Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von 
Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe und des Jugendschutzes er-
forderlich ist, zusätzlich abrufen :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-
wohnung,

3.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
4.	 Familienstand.

(10) Die für den Umweltschutz zuständigen Stellen dürfen bei 
Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von 
Ordnungsaufgaben des Umweltschutzes, insbesondere des Immis-
sionsschutzes, der ordnungsgemäßen Abfallbeseitigung, des Gewäs-
serschutzes, des Bodenschutzes und des Naturschutzes, erforderlich 
ist, zusätzlich abrufen :
1.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
2.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

3.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-
wohnung,

4.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum.
(11) Die für das Friedhofswesen zuständigen Stellen dürfen bei 

Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von 
Aufgaben des Friedhofswesens erforderlich ist, zusätzlich Familien-
name, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht 
und Sterbedatum des gesetzlichen Vertreters sowie die Tatsache, 
dass für diesen ein bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundes-
meldegesetzes eingerichtet ist, abrufen.

(12) Die für das Kleingartenwesen zuständigen Stellen dürfen bei 
Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von 
Aufgaben des Kleingartenwesens erforderlich ist, zusätzlich abru-
fen :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-
wohnung,

3.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum.
(13) Die für das Personenstandswesen zuständigen Stellen dürfen 

bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von 
Aufgaben des Standesamtes, insbesondere zur Prüfung der Richtig-
keit und Vollständigkeit von Identifizierungs- und Adressdaten im 
Rahmen der Beurkundungstätigkeit sowie zur Prüfung von Ehehin-
dernissen, erforderlich ist, zusätzlich abrufen :
1.	 Hinweise zum Geburtsdatum und Geburtsort,
2.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

3.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten einschließlich der Hinweise,
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2.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 
Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

3.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten einschließlich der Hinweise,
4.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-

wohnung,
5.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
6.	 Familienstand einschließlich der Hinweise, 
7.	 Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Ge-

burtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige 
Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie 
Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung 
außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Ster-
bedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmelde-
gesetzes),

8.	 minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburts-
datum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

9.	 Ausstellungsbehörde, Ausstellungsdatum, Gültigkeitsdauer und 
Seriennummer des Personalausweises, des vorläufigen Perso-
nalausweises, des Ersatz-Personalausweises und des anerkann-
ten und gültigen Passes oder Passersatzpapiers einschließlich 
der Hinweise,

10.	Hinweise zum Sterbedatum und Sterbeort.

§ 34 
Datenabrufe durch die Kraftfahrzeugzulassungsbehörde in Berlin
Die Kraftfahrzeugzulassungsbehörde in Berlin darf über die 

Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Ein-
wohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben erforderlich ist, zusätzlich abrufen :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-
wohnung,

3.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
4.	 Familienstand.

§ 35 
Datenabrufe durch die für Verkehrsordnungswidrigkeiten  

zuständige Behörde in Berlin
Die für Verkehrsordnungswidrigkeiten zuständige Behörde in 

Berlin darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldege-
setzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis 
der Daten zur Ahndung und Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 
im Straßenverkehr erforderlich ist, zusätzlich abrufen :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-
wohnung,

3.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
4.	 Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Ge-

burtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige 
Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie 
Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung 
außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Ster-
bedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmelde-
gesetzes).

§ 36 
Datenabrufe durch die Fahrerlaubnisbehörde in Berlin

Die Fahrerlaubnisbehörde in Berlin darf über die Daten nach § 38 
Absatz  1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei 

§ 31 
Datenabrufe durch die Berliner Feuerwehr

Die Berliner Feuerwehr darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 
des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im 
Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Einziehung der von der Feuer-
wehr zu erhebenden Benutzungsgebühren erforderlich ist, zusätz-
lich abrufen :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-
wohnung,

3.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
4.	 Familienstand,
5.	 Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Ge-

burtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige 
Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie 
Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung 
außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Ster-
bedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmelde-
gesetzes).

§ 32 
Datenabrufe durch den Polizeipräsidenten in Berlin

(1) Der Polizeipräsident in Berlin darf über die Daten nach § 38 
Absatz 1 und 3 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, 
bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung poli-
zeilicher Aufgaben erforderlich ist, zusätzlich abrufen :
1.	 Hinweise zum Geburtsdatum und Geburtsort,
2.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

3.	 Familienstand einschließlich der Hinweise,
4.	 Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Ge-

burtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige 
Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie 
Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung 
außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Ster-
bedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmelde-
gesetzes),

5.	 minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburts-
datum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

6.	 Hinweise zum Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben 
im Ausland auch den Staat.

(2) Bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der 
Daten für die Schadensbearbeitung und für die Rückforderung von 
Dienstbezügen erforderlich ist, darf der Polizeipräsident in Berlin 
über die Daten nach § 38 Absatz 1 und 3 des Bundesmeldegesetzes 
hinaus zusätzlich Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, 
Geburtsdatum, Geschlecht und Sterbedatum des gesetzlichen Ver-
treters sowie die Tatsache, dass für diesen ein bedingter Sperrver-
merk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes eingerichtet ist, abrufen.

§ 33 
Datenabrufe durch die Pass- und Personalausweisbehörden in 

Berlin
Die Pass- und Personalausweisbehörden in Berlin dürfen über die 

Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei deut-
schen Einwohnern und bei deren Kindern unter 16 Jahren ohne 
Rücksicht auf deren Staatsangehörigkeit zur Erfüllung von Aufga-
ben der Pass- und Personalausweisbehörde nach dem Pass- und dem 
Personalausweisgesetz folgende Daten zusätzlich abrufen :
1.	 Hinweise zum Geburtsdatum und Geburtsort,
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1.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und 
Nebenwohnung,

2.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum ;
b)	 zur Durchführung eines Bußgeldverfahrens wegen einer Steuer-

ordnungswidrigkeit erforderlich ist, zusätzlich abrufen :
1.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
2.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktor-

grad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, 
bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegeset-
zes),

3.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und 
Nebenwohnung,

4.	 Einzugsdatum- und Auszugsdatum,
5.	 Familienstand,
6.	 Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, 

Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, der-
zeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebe-
hörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder 
Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der 
Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach 
§ 52 des Bundesmeldegesetzes),

7.	 minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburts-
datum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, be-
dingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes).

(2) Soweit die Finanzämter von Berlin strafverfolgend tätig sind, 
dürfen sie bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten im 
Einzelfall erforderlich ist, über die Daten nach § 38 Absatz 1 und 3 
des Bundesmeldegesetzes hinaus zusätzlich abrufen :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 Familienstand,
3.	 Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Ge-

burtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige 
Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie 
Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung 
außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Ster-
bedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmelde-
gesetzes),

4.	 minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburts-
datum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes).

§ 39 
Datenabrufe durch Gerichte, Staats-  
und Amtsanwaltschaften in Berlin

(1) Die Generalstaatsanwaltschaft Berlin, die Staatsanwaltschaft 
Berlin und die Amtsanwaltschaft Berlin dürfen über die Daten nach 
§ 38 Absatz 1 und 3 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwoh-
nern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderlich ist, zusätzlich abrufen :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 Familienstand,
3.	 Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Ge-

burtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige 
Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie 
Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung 
außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Ster-
bedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmelde-
gesetzes),

4.	 minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburts-
datum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes).

denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben erforderlich ist, zusätzlich abrufen :
1.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-

wohnung,
2.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum.

§ 37  
Datenabrufe durch die Ausländerbehörde in Berlin und  

das Landesamt für Flüchtlingsangelegenheiten
(1) Die Ausländerbehörde in Berlin und das Landesamt für 

Flüchtlingsangelegenheiten dürfen über die Daten nach §  38 Ab-
satz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, die nicht 
Deutsche im Sinne des Artikels 116 Absatz  1 des Grundgesetzes 
sind und bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben erforderlich ist, zusätzlich abrufen :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
3.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-

wohnung,
4.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
5.	 Familienstand,
6.	 Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Ge-

burtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige 
Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie 
Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung 
außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Ster-
bedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmelde-
gesetzes),

7.	 minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburts-
datum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes).

(2) Die Ausländerbehörde in Berlin und das Landesamt für 
Flüchtlingsangelegenheiten dürfen über die Daten nach §  38 Ab-
satz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Ehegatten und minder-
jährigen Kindern von Einwohnern, die nicht Deutsche im Sinne des 
Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes sind, wenn im Einzelfall 
die Kenntnis der Daten zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich 
ist, zusätzlich abrufen :
1.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
2.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-

wohnung,
3.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum.

(3) Die Ausländerbehörde in Berlin darf über die Daten nach § 38 
Absatz  1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei 
denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten für die Entgegennahme 
und Prüfung von Verpflichtungserklärungen für Einladungen zu Be-
suchszwecken (§§ 66 bis 68 des Aufenthaltsgesetzes) erforderlich 
ist, zusätzlich abrufen :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten.

§ 38 
Datenabrufe durch die Finanzämter von Berlin

(1) Die Finanzämter von Berlin dürfen über die Daten nach § 38 
Absatz  1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei 
denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten 
a)	 zur Durchführung eines Verwaltungsverfahrens in Steuersachen, 

eines gerichtlichen Verfahrens in Steuersachen oder zur Durch-
führung von Vollstreckungsmaßnahmen im Wege der Amtshilfe 
erforderlich ist, zusätzlich abrufen :
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§ 41 
Datenabrufe durch den Verfassungsschutz in Berlin

Die für den Verfassungsschutz in Berlin zuständige Behörde darf 
über die Daten nach § 38 Absatz 1 und 3 des Bundesmeldegesetzes 
hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der 
Daten zur Erfüllung von Aufgaben nach dem Verfassungsschutzge-
setz Berlin erforderlich ist, zusätzlich abrufen :
1.	 Hinweise zum Geburtsdatum und Geburtsort,
2.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

3.	 rechtliche Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Reli-
gionsgesellschaft,

4.	 bei Zuzug aus dem Ausland auch den Staat und die letzte An-
schrift im Inland, bei Wegzug in das Ausland auch die Zuzugs-
anschrift im Ausland und den Staat,

5.	 Datum des letzten Wegzugs aus einer Wohnung im Inland sowie 
Datum des letzten Zuzugs aus dem Ausland,

6.	 Familienstand einschließlich der Hinweise,
7.	 Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Ge-

burtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige 
Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie 
Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung 
außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Ster-
bedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmelde-
gesetzes),

8.	 minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburts-
datum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

9.	 Hinweise zum Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben 
im Ausland auch den Staat.

§ 42  
Datenabrufe durch die Enteignungsbehörde Berlin

Die Enteignungsbehörde Berlin darf über die Daten nach §  38 
Absatz  1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei 
denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Durchführung von 
Enteignungs- und Besitzeinweisungsverfahren sowie Entschädi-
gungsverfahren nach Bundes- oder Landesrecht erforderlich ist, zu-
sätzlich abrufen :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 Familienstand,
3.	 Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Ge-

burtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige 
Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie 
Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung 
außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Ster-
bedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmelde-
gesetzes).

§ 43 
Datenabrufe durch die für Justiz zuständige Senatsverwaltung
(1) Die für Justiz zuständige Senatsverwaltung darf über die 

Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Ein-
wohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfül-
lung von Aufgaben im Rahmen der Anerkennung ausländischer 
Entscheidungen in Ehesachen erforderlich ist, zusätzlich abrufen :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten einschließlich der Hinweise,

(2) Absatz 1 gilt für das Kammergericht, das Landgericht Berlin 
und die Amtsgerichte in Berlin entsprechend, soweit sie Aufgaben 
der Strafverfolgung, der Strafvollstreckung oder des Strafvollzugs 
wahrnehmen. Zusätzlich dürfen das Datum der Anmeldung und das 
Datum der Abmeldung bei der Meldebehörde automatisiert abgeru-
fen werden.

(3) Im Übrigen dürfen das Kammergericht, das Landgericht Ber-
lin, die Amtsgerichte in Berlin sowie das Oberverwaltungsgericht 
Berlin-Brandenburg, das Verwaltungsgericht Berlin, das Landesso-
zialgericht Berlin-Brandenburg, das Sozialgericht Berlin und das 
Finanzgericht Berlin-Brandenburg bei Einwohnern, bei denen im 
Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung ihrer Aufgaben er-
forderlich ist, über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmelde-
gesetzes hinaus zusätzlich abrufen :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
3.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-

wohnung,
4.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum einschließlich der Hinweise 

„Datum der Anmeldung bei der Meldebehörde“ und „Datum der 
Abmeldung bei der Meldebehörde“,

5.	 Familienstand,
6.	 Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Ge-

burtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige 
Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie 
Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung 
außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Ster-
bedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmelde-
gesetzes),

7.	 minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburts-
datum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

8.	 Ausstellungsbehörde, Ausstellungsdatum, Gültigkeitsdauer und 
Seriennummer des Personalausweises, des vorläufigen Perso-
nalausweises, des Ersatz-Personalausweises, des anerkannten 
und gültigen Passes oder Passersatzpapiers.

Die Nachlassgerichte bei den Amtsgerichten in Berlin dürfen bei 
Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Er-
füllung ihrer Aufgaben erforderlich ist, außerdem zusätzlich zum 
Datum „Sterbedatum und Sterbeort“ nach § 38 Absatz 1 des Bun-
desmeldegesetzes den Hinweis „Standesamt“ abrufen.

§ 40 
Datenabrufe durch die für Jugend und Familie  

zuständige Senatsverwaltung
Die für Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung darf 

über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus 
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur 
Erfüllung ihrer eigenen Aufgaben und Leistungsverpflichtungen 
nach dem Gesetz über die Bewährungshelfer für Jugendliche und 
Heranwachsende oder zur auftragsweisen Betreuung der IT-Fach-
verfahren der Berliner Jugendämter zur Erfüllung deren Aufgaben 
und Leistungsverpflichtungen nach dem Achten Buch Sozialgesetz-
buch, dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz und dem Unter-
haltsvorschussgesetz erforderlich ist, zusätzlich abrufen :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-
wohnung,

3.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum.
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1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 
Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-
wohnung,

3.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum.

§ 46 
Datenabrufe durch die Berliner Forsten

Die Berliner Forsten dürfen über die Daten nach § 38 Absatz 1 des 
Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzel-
fall die Daten zur Durchführung von Ordnungswidrigkeiten-, Ge-
richts-, Mahn- und Vollstreckungs- oder Zwangsvollstreckungsver-
fahren sowie zur Stellung von Strafanzeigen erforderlich sind, zu-
sätzlich abrufen :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-
wohnung,

3.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum.

§ 47 
Datenabrufe durch das Landesamt für Arbeitsschutz,  
Gesundheitsschutz und technische Sicherheit Berlin 

(1) Das Landesamt für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und 
technische Sicherheit Berlin darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 
des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen die 
Kenntnis der Daten im Einzelfall zur Ahndung von Ordnungswid-
rigkeiten in dem jeweiligen Zuständigkeitsgebiet erforderlich ist, 
zusätzlich abrufen :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
3.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-

wohnung,
4.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum.

(2) Die für die Durchführung des Sprengstoffgesetzes zuständige 
Stelle darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldege-
setzes hinaus bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten im 
Einzelfall zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dem Sprengstoffgesetz 
erforderlich ist, zusätzlich abrufen :
1.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
2.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-

wohnung,
3.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum.

(3) Die für den Strahlenschutz zuständige Stelle darf über die 
Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Ein-
wohnern, bei denen die Kenntnis der Daten im Einzelfall zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben erforderlich ist, zusätzlich abrufen :
1.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
2.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-

wohnung,
3.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum.

§ 48 
Datenabrufe durch das Landesamt für Gesundheit und Soziales
(1) Das Landesamt für Gesundheit und Soziales darf über die 

Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Ein-
wohnern, bei denen die Kenntnis der Daten im Einzelfall zur 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten von in der Pflegeversicherung 
privat versicherungspflichtigen Personen erforderlich ist, zusätzlich 
abrufen :

3.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-
wohnung, bei Zuzug aus dem Ausland auch die letzte frühere 
Anschrift im Inland,

4.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
5.	 Familienstand einschließlich der Hinweise,
6.	 Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Ge-

burtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige 
Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie 
Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung 
außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Ster-
bedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmelde-
gesetzes).

(2) Bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der 
Daten für die Bearbeitung von eingehenden ausländischen Ersuchen 
auf dem Gebiet der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen sowie 
zur Erfüllung von Aufgaben im Rahmen des Gnadenrechts erforder-
lich ist, darf die für Justiz zuständige Senatsverwaltung zu den in 
Absatz 1 genannten Daten mit Ausnahme der Hinweise zum Fami-
lienstand und der Hinweise zu den derzeitigen Staatsangehörigkei-
ten zusätzlich abrufen :
1.	 minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburts-

datum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 Ausstellungsbehörde, Ausstellungsdatum, Gültigkeitsdauer und 
Seriennummer des Personalausweises, des vorläufigen Perso-
nalausweises, des Ersatz-Personalausweises, des anerkannten 
und gültigen Passes oder Passersatzpapiers,

3.	 Daten nach § 3 Absatz 2 Nummer 7 und 8 des Bundesmeldege-
setzes.

§ 44 
Datenabrufe durch das Standesamt I in Berlin

Das Standesamt I in Berlin darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 
des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im 
Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung seiner Aufgaben, 
insbesondere zur Prüfung der Richtigkeit und Vollständigkeit von 
Identifizierungs- und Adressdaten im Rahmen der Beurkundungstä-
tigkeit sowie zur Prüfung von Ehehindernissen erforderlich ist, zu-
sätzlich abrufen :
1.	 Hinweise zu Geburtsdatum und Geburtsort,
2.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

3.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten einschließlich der Hinweise,
4.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-

wohnung,
5.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
6.	 Familienstand einschließlich der Hinweise,
7.	 Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Ge-

burtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige 
Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie 
Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung 
außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Ster-
bedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmelde-
gesetzes),

8.	 Hinweise zum Sterbedatum und Sterbeort.

§ 45 
Datenabrufe zur Durchführung des Berliner Kinderschutzgesetzes

Die Zentrale Stelle bei der Charité – Universitätsmedizin Berlin 
(Vertrauensstelle) darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bun-
desmeldegesetzes hinaus bei Kindern bis zum vollendeten sechsten 
Lebensjahr, bei denen im Einzelfall die Daten zur Durchführung des 
Berliner Kinderschutzgesetzes erforderlich sind, zusätzlich abrufen :
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§ 50 
Datenabrufe durch die Anmeldebehörde nach dem Vereinsgesetz
Die für die Aufgaben der Anmeldebehörde nach der Verordnung 

zur Durchführung des Vereinsgesetzes zuständige Behörde darf über 
die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei 
Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten für die 
Registrierung von Ausländervereinen nach vereinsrechtlichen Vor-
schriften erforderlich ist, zusätzlich die derzeitigen Staatsangehörig-
keiten abrufen.

§ 51 
Datenabrufe durch den Regierenden Bürgermeister oder  

die Regierende Bürgermeisterin – Senatskanzlei –
Die für Ordensangelegenheiten zuständige Stelle bei der Senats-

kanzlei darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmelde-
gesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kennt-
nis der Daten für die Ordensangelegenheit erforderlich ist, zusätzlich 
die derzeitigen Staatsangehörigkeiten abrufen.

§ 52 
Datenabrufe durch die Kirchensteuerstellen und  

Friedhofsverwaltungen der öffentlich-rechtlichen  
Religionsgesellschaften

(1) Die von den öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften bei 
den Finanzämtern von Berlin unterhaltenen Kirchensteuerstellen 
dürfen über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes 
hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der 
Daten zur Durchführung eines Verfahrens in Kirchensteuerangele-
genheiten erforderlich ist, zusätzlich die in § 38 Absatz 1 Buchsta-
be a genannten Daten abrufen.

(2) Die für das Friedhofswesen zuständigen Stellen der öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaften dürfen bei Einwohnern, bei 
denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von Auf-
gaben des Friedhofswesens erforderlich ist, zusätzlich Familienna-
me, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht 
und Sterbedatum des gesetzlichen Vertreters sowie die Tatsache, 
dass für diesen ein bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundes-
meldegesetzes eingerichtet ist, abrufen.

Abschnitt 4 – Inkrafttreten

§ 53 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 28. September 2017

Senatsverwaltung für Inneres und Sport
Andreas G e i s e l

1.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-
wohnung,

2.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum.
(2) Das Landesamt für Gesundheit und Soziales darf über die Daten 

nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, 
bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung der Auf-
gaben des Versorgungsamtes erforderlich ist, zusätzlich abrufen :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
3.	 Familienstand, bei Verheirateten oder Lebenspartnern zusätzlich 

Datum und Ort der Eheschließung oder der Begründung der Le-
benspartnerschaft,

4.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-
wohnung,

5.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum. 

§ 49 
Datenabrufe durch die für das Waffenrecht zuständige Behörde
Die für das Waffenrecht zuständige Behörde darf über die Daten 

nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwoh-
nern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung 
der ordnungsbehördlichen Aufgaben im Waffen- und Jagdrecht er-
forderlich ist, zusätzlich abrufen :
1.	 gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

2.	 derzeitige Staatsangehörigkeiten,
3.	 frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Neben-

wohnung,
4.	 Einzugsdatum und Auszugsdatum,
5.	 Familienstand, bei Verheirateten oder Lebenspartnern zusätzlich 

Datum und Ort der Eheschließung oder Begründung der Le-
benspartnerschaft, einschließlich der Hinweise,

6.	 Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Ge-
burtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige 
Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie 
Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung 
außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Ster-
bedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmelde-
gesetzes),

7.	 Ausstellungsbehörde, Ausstellungsdatum, Gültigkeitsdauer und 
Seriennummer des Personalausweises, des vorläufigen Perso-
nalausweises, des Ersatz-Personalausweises, des anerkannten 
und gültigen Passes oder Passersatzpapiers,

8.	 Hinweise zum Sterbedatum und Sterbeort.
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DATENSATZ FÜR DAS MELDEWESEN Stand Blatt
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Verordnung
über die Festsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 2-45 VE  

im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg, Ortsteil Friedrichshain
Vom 17. Oktober 2017

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 

lassen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 2a 
Nummer 3 und 4 des Baugesetzbuchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach §  214 Absatz  3 Satz  2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung 
gegenüber dem Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung be-
gründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten 
Frist werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 
Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes 
zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 17. Oktober 2017

Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin

Monika  H e r r m a n n
Bezirksbürgermeisterin

Florian  S c h m i d t
Bezirksstadtrat

Auf Grund des § 12 Absatz 1 in Verbindung mit § 10 Absatz 1 des 
Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I 
S.  2414), zuletzt geändert durch Artikel  2 Absatz  3 des Gesetzes 
vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808), in Verbindung mit § 6 Absatz 3 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 23. Juni 2015 (GVBl. S. 283), wird verordnet :

§ 1
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 2-45 VE vom 24. Novem-

ber 2016 für eine an der Landsberger Allee gelegene Teilfläche des 
Friedhofsgrundstücks Landsberger Allee 48 im Bezirk Friedrichs-
hain-Kreuzberg, Ortsteil Friedrichshain, wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des vorhabenbezogenen Bebauungsplans kann beim 

Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin, Abteilung für 
Bauen, Planen und Facility Management, Stadtentwicklungsamt, 
Fachbereich Vermessung, beglaubigte Abzeichnungen des vorha-
benbezogenen Bebauungsplans können beim Bezirksamt Fried-
richshain-Kreuzberg von Berlin, Abteilung für Bauen, Planen und 
Facility Management, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Stadt-
planung und Fachbereich Bau- und Wohnungsaufsicht, kostenfrei 
eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XVI-81  
im Bezirk Treptow-Köpenick, Ortsteil Rahnsdorf

Vom 19. Oktober 2017

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 

lassen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach §  214 Absatz  3 Satz  2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung 
gegenüber dem Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin schrift-
lich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen 
soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist wer-
den die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Absatz 1 
des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Aus-
führung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 19. Oktober 2017

Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin

Oliver  I g e l
Bezirksbürgermeister

Rainer  H ö l m e r
Bezirksstadtrat Bauen,  

Stadtentwicklung und öffentliche 
Ordnung

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808), 
in Verbindung mit § 6 Absatz 3 des Gesetzes zur Ausführung des 
Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. 
S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juni 2015 (GVBl. 
S. 283), wird verordnet :

§ 1
Der Bebauungsplan XVI-81 vom 16. November 2015 für die 

Grundstücke Fürstenwalder Allee 462, 470, 472 und die angrenzen-
den Waldflächen zwischen Lutherstraße und Dämeritzsee und Teile 
der Lutherstraße und Fürstenwalder Allee im Bezirk Treptow-Köpe-
nick, Ortsteil Rahnsdorf, wird festgesetzt. 

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Trep-

tow-Köpenick von Berlin, Abteilung Bauen, Stadtentwicklung und 
öffentliche Ordnung, Fachbereich Vermessung, beglaubigte Ab-
zeichnungen des Bebauungsplans XVI-81 können beim Bezirksamt 
Treptow-Köpenick von Berlin, Abteilung Bauen, Stadtentwicklung 
und öffentliche Ordnung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Stadt-
planung und Fachbereich Bau- und Wohnungsaufsicht, kostenfrei 
eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.
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